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1. Erfordernis der Planaufstellung und Verfahren 

1.1 Erfordernis der Planung 

Die Stadt Giengen hat am 28.09.2023 die Aufstellung des Bebauungsplans 
„Umbau Grabenschule“ im beschleunigten Verfahren nach §13a BauGB 
beschlossen. Der ca. 1.000 m² große Geltungsbereich befindet sich nördlich der 
Giengener Mitte zwischen Planiestraße und Stadtkirche und umfasst das 
brachliegende Gebäude der ehemaligen Grabenschule in der Straße „Kirchplatz 
2“. 

Der Bebauungsplan schafft mit der Ausweisung sogenanntem „Urbanen Gebiets“ 
gem. § 6a Baunutzungsverordnung (BauNVO) die planungsrechtliche Grundlage 
für die geplante Umnutzung des Gebäudes zu Wohnzwecken. Im Gegensatz zum 
Mischgebiet muss die Nutzungsmischung nicht gleichgewichtig sein. 

Hier sollen durch Abbruch und Neuaufbau einzelner Wände 12 Wohnungen 
geschaffen sowie die barrierefreie Erreichbarkeit des Gebäudes über einen 
Rampen- und  Aufzuganbau ermöglicht werden. Im Außenbereich des 
Wohngebäudes ist zudem je Wohnung ein Kfz-Stellplatz vorgesehen. 

Die Lage des Geltungsbereichs ergibt sich aus folgender Karte: 

 
Kartendaten: © OpenStreetMap-Mitwirkende, SRTM | Kartendarstellung: © OpenTopoMap (CC-BY-SA) 

Lage des Geltungsbereichs 
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1.2 Verfahren 

Die Aufstellung des Bebauungsplans erfolgt im beschleunigten Verfahren nach § 
13a BauGB. Dies ist möglich für Bebauungspläne für die Wiedernutzbarmachung 
von Flächen, die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung 
(Bebauungsplan der Innenentwicklung) mit einer bebaubaren Grundfläche von 
weniger als 20.000 Quadratmetern (gem. § 13a Absatz 1 Satz 2), wobei die 
Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die in einem engen sachlichen, 
räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, mitzurechnen sind.  

2. Einfügung in übergeordnete Planungen 

2.1 Bebauungsplan „Kernstadt“ 

Die vorliegende Planung liegt am Rand des Geltungsbereichs des rechtskräftigen 
Bebauungsplans „Kernstadt“: 

 

Abbildung: Bebauungsplan „Kernstadt“ und Geltungsbereich (rot), Baugrenze (blau) 

Der rechtskräftige Plan stellt im Geltungsbereich hauptsächlich eine Fläche für den 
Gemeinbedarf (kulturelle Einrichtungen) mit Baugrenze, Baulinien und Flächen für 
Stellplätze dar. 

Nördlich und südlich befinden sich Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung (Mischfunktion: Anliegerverkehr, Fußgänger*innen, 
Radfahrer*innen) dargestellt. 

Die Grünfläche im Osten ist als Parkanlage eingezeichnet, Bäume sind teilweise 
mit Pflanzbindungen belegt. Aus der Abbildung ist ersichtlich, dass die Baugrenze 
leicht nach Osten vergrößert wird (Aufzug) 

Das Bestandsgebäude ist als Denkmal dargestellt. 



Begründung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan der Stadt Giengen a. d. 
Brenz „Umbau Grabenschule“  Seite 3 

2.2 Flächennutzungsplan der Stadt Giengen 

 

Auszug aus dem rechtskräftigen Flächennutzungsplan der Stadt Giengen, Geltungsbereich = roter 
Kreis (Quelle: Flächennutzungsplan Giengen von 1993) 

Im rechtskräftigen Flächennutzungsplan der Stadt Giengen ist das Gebiet als 
gemischte Baufläche/Gemeinbedarfsfläche dargestellt (nicht eindeutig ablesbar, 
durch Überdeckung Symbol). Der Bebauungsplan ist daher nicht aus dem 
Flächennutzungsplan entwickelt, weshalb der vorbereitende Bauleitplan im Wege 
einer Berichtigung angepasst wird. 

2.3 Landesentwicklungsplan / Regionalplan 2010  

Ziele des Landesentwicklungsplans 2002  des Landes Baden-Württemberg stehen 
der Planung nicht entgegen. 

 
Der Regionalplan 2010 der 
Region Ostwürttemberg, 
verbindlich seit 08.01.1998, 
steht der Ausweisung des 
Bebauungsplans nicht 
entgegen. Der geplante 
Bereich befindet sich im 
Siedlungsgebiet (Wohnen). 

In der Fortschreibung des 
Regionalverbands ist der 
Bereich in der 
Raumnutzungskarte ebenfalls 
als bestehende 
Siedlungsflächen dargestellt. 

Auszug aus der Raumnutzungskarte des Regionalplans Ostwürttemberg,  
Geltungsbereich = gelber Kreis 
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2.4 Einfügung in bestehende Rechtsverhältnisse  

Auf die Einfügung in die bereits bestehende örtliche Bauleitplanung ist geachtet 
worden. Unter Berücksichtigung der bestehenden Bebauung in der Nachbarschaft 
wurde für Bauflächen des Geltungsbereichs ein „Urbanes Gebiet“ ausgewiesen. 

Die Planung dient der Umnutzung eines bestehenden Gebäudes und liegt im 
Innenbereich. Mit der Vermeidung der Inanspruchnahme landwirtschaftlich 
genutzter Flächen ist der Vorgabe des § 1a Abs. 2 BauGB (Gebot zum 
Flächensparen, Begründung für Umwandlung von Flächennutzungen) in 
ausreichendem Maß Rechnung getragen.  

Es sind auch sonst keine Konflikte mit den Zielen der Raumordnung festzustellen. 

Die Belange des § 1 Abs. 5 BauGB (nachhaltige bauliche Entwicklung, Erfüllung 
sozialer, wirtschaftlicher und umweltschützender Anforderungen, Schutz 
natürlicher Lebensgrundlagen, Klimaschutz, Erhalt des Orts- und 
Landschaftsbilds) wurden ebenfalls erfüllt: 

§ 1 Abs. 3: Die Aufstellung ist erforderlich, um ein konkretes Vorhaben zur 
Stadtentwicklung planungsrechtlich abzusichern. Das Vorhaben dient der 
Schaffung von dringend benötigtem Wohnraum. 

§ 1 Abs. 4: Ziele der Raumordnung stehen der Planung nicht entgegen 

§ 1 Abs. 5: Die Planung trägt wegen der Stärkung der innerörtlichen Potenziale 
und dadurch der Verringerung der Flächeninanspruchnahmen im Außenbereich 
zu einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung bei. Durch die Lage im 
Innenbereich ist die Forderung nach Maßnahmen der Innenentwicklung erfüllt. 

§1a Abs. 2: Mit Grund und Boden wird sparsam und schonend umgegangen. Es 
handelt sich um eine Maßnahme der Innenentwicklung im Baubestand. Das Maß 
der Bodenversiegelungen wird nicht vergrößert. Dazu kommt, dass die 
bestehenden Erschließungssysteme genutzt werden. Die Bebauung beansprucht 
keine geschützten Flächen. 

3. Die Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 

Die Abgrenzung des Bebauungsplans ist im Lageplan ersichtlich. 
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4. Der Bestand innerhalb und außerhalb des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 

 

Bebauungsplan (transparente Darstellung), Luftbild (Quelle: Digitales Orthofoto) 

Innerhalb des Geltungsbereichs befindet sich als einziges Gebäude die ehemalige 
Grabenschule, welches im Zuge der Planung umgenutzt werden soll, sowie 
geschotterte Parkflächen. 

4.1 Lage und Topografie 

Der Geltungsbereich ist relativ eben, liegt auf einer Höhe von ca. 464 m ü. NN. 

4.2 Derzeitige Nutzung/Landwirtschaft/Lebensräume 

Das Gebäude steht derzeit leer, die umliegenden Grünanlagen werden durch die 
Stadt gepflegt. 

Einzelbäume sind von der geplanten Umnutzung nicht betroffen. 

4.3 Eigentumsverhältnisse 

Die Fläche wird vom Vorhabenträger gekauft. 

4.4 Vorhandener Baubestand 

Der Geltungsbereich ist bereits bebaut. Bei dem Gebäude handelt es sich um die 
ehemalige Grabenschule. 
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4.5 Vorhandene Erschließungsstraßen 

Das Plangebiet ist über den Kirchplatz im Süden erschlossen. Damit besteht über 
die Schrannenstraße Anschluss an die Planiestraße. Der Anschluss an die 
Erschließungssysteme der Stadt Giengen ist daher bereits gegeben. Die 
Leistungsfähigkeit der Anbindung reicht für die zu erwartende Verkehrsstärke aus. 

4.6 Der Bestand außerhalb des räumlichen Geltungsbereiches 

Nördlich verläuft die Planiestraße, die durch eine Grünfläche vom Geltungsbereich 
und vom Gebäude getrennt wird. 

Östlich befindet sich ein Park, ein Spielplatz und das ASB–Seniorenzentrum.  

Im Süden befindet sich die Stadtkirche, im Westen das Bürgerhaus (Schranne). 

Wohnnutzungen sind im weiteren Umkreis vorhanden (Kernstadt). 

5. Erschließung und Verkehr 

5.1 Fließender Verkehr 

Die vorhandenen Erschließungsstraßen bleiben unverändert. 

5.2 Ruhender Verkehr 

Auf dem Grundstück sind Stellplätze in ausreichender Zahl vorgesehen.  

5.3 Fußgängerverkehr 

Für den Fußgängerverkehr sind keine zusätzlichen Einrichtungen vorgesehen. Es 
wird nicht damit gerechnet, dass eine erhebliche Zunahme des 
Fußgängerverkehrs stattfinden wird. 

5.4 Landwirtschaftlicher Verkehr 

Das landwirtschaftliche Wegenetz wird durch den vorliegenden Bebauungsplan 
nicht verändert. 

5.5 Abwasserbeseitigung und Niederschlagswasserbeseitigung 

Anlagen zur Abwasser- und Niederschlagswasserbeseitigung sind in 
ausreichendem Maß bereits vorhanden. 

5.6 Hochwasserabfluss 

Das Gebiet liegt nicht in einem hochwassergefährdeten Bereich. 

5.7 Grundwasser 

Das Plangebiet befindet sich in der Zone III des Wasserschutzgebietes 
„Fassungen im Brenztal“. Die Bestimmungen der Schutzgebietsrechtsverordnung 
vom 14.12.1977 sind zu beachten. 

5.8 Wasserversorgung 

Anschlüsse an das Wasserleitungsnetz und die Löschwasserversorgung sind 
gesichert. 

5.9 Abfallentsorgung und Wertstoffe 

Die Befahrbarkeit der öffentlichen Straßen mit Fahrzeugen der Müllabfuhr für den 
anfallenden Hausmüll bleibt weiterhin gewährleistet. 
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5.10 Altlasten 

Im Plangebiet sind keine Altlasten, Verunreinigungen des Bodens oder des 
Grundwassers mit umweltgefährdenden Stoffen bekannt. 

Sollten im Zuge der Baumaßnahmen solche angetroffen werden, ist nach § 3 
Landesboden- und -Altlastengesetz der Fachbereich Wasser- und Bodenschutz 
des Landratsamtes Heidenheim zu verständigen. 

5.11 Sonstiges Versorgungsnetz 

Der Anschluss an das sonstige Versorgungsnetz, insbesondere für Strom und 
Telekommunikation ist gegeben. Die Versorgung mit Breitbandkabel sollte geprüft 
werden. 
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6. Bauliche und sonstige Nutzung 

6.1 Art der baulichen Nutzung 

Aufgrund der geplanten Nutzungsansprüche wurde ein „Urbanes Gebiet“ 
festgesetzt. 

6.2 Grund- und Geschossflächenzahl 

Als Grundflächenzahl wurde 0,8 gewählt. Damit kann der Geltungsbereich im 
bereits vorhandenen Umfang weiterhin bebaut bleiben. 

6.3 Zahl der Vollgeschosse 

Es sind maximal 4 Vollgeschosse zulässig. Die aktuelle Geschossigkeit wird nicht 
verändert, damit fügt sich das Gebiet weiterhin in die bestehende Baustruktur der 
benachbarten Gebiete ein. 

6.4 Bauweise 

Im vorhabenbezogenen Teil des Plangebiets ist die offene Bauweise festgesetzt. 
Dies entspricht den örtlich spezifischen Erfordernissen und orientiert sich am 
Bestand. 

6.5 Höhenlage der baulichen Anlagen und Gebäudehöhe 

Für die optische und städtebauliche Wirkung der Gebäudehöhen ist deren 
absolute Höhe entscheidend. Die Höhenlage sowie die Gebäudehöhe des 
Bestandsgebäudes werden nicht verändert. 

Überschreitungen für technische Aufbauten können zugelassen werden, sofern 
hierdurch keine erhebliche Beeinträchtigung des Ortsbildes zu befürchten ist. 

6.6 Flächen für Garagen und Stellplätze und deren Anschluss an die 
Verkehrsflächen 

Garagen und Carports sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche 
zulässig. Nicht überdachte Stellplätze sind auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche zugelassen. 

6.7 Verkehrsflächen  

Innerhalb des Geltungsbereichs befindet sich eine öffentliche Verkehrsfläche mit 
besonderer Zweckbestimmung. Die entsprechenden Flächen gehören der Stadt. 
Die Zufahrt zu den Stellplätzen, die den zukünftigen Wohnungen zugeordnet sind, 
erfolgt über diese Fläche. 

6.8 Pflanzbindung und Pflanzgebot 

Es sind keine bestehenden Grünstrukturen betroffen. Neue Grünflächen innerhalb 
des Geltungsbereichs sind nicht geplant. 

6.9 Ausgestaltung der unbebauten Flächen, Stein- und Kiesgärten 

Gem. § 9 Abs. 1 Satz 1 LBO müssen die nichtüberbauten Flächen der bebauten 
Grundstücke Grünflächen sein, soweit diese Flächen nicht für eine andere 
zulässige Verwendung benötigt werden. Jedoch sind gem. § 21a NatSchG BW 
Schotterungen zur Gestaltung von privaten Gärten grundsätzlich keine andere 
zulässige Verwendung im Sinne der oben zitierten Norm. 

Damit wird klargestellt, dass Schotter- und Kiesgärten mittlerweile unzulässig sind. 
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7. Örtliche Bauvorschriften 

7.1 Einfriedigungen 

Um eine harmonische Gestaltung des Straßenbildes zu erreichen, sind entlang der 
öffentlichen Flächen Einfriedigungen und Hecken, gemessen von der jeweiligen 
Geländehöhe auf der Grenze, nur bis zu einer Höhe von max. 1,00 m zugelassen. 
Notwendige Sichtfelder sind freizuhalten. 

7.2 Werbeanlagen 

Zur Wahrung des Ortsbilds sind Werbeanlagen nicht zulässig. 

7.3 Versorgungsleitungen 

§ 74 (1) 5 LBO ermöglicht durch Satzung die Festsetzung einer Bauvorschrift über 
die Unzulässigkeit von Niederspannungsfreileitungen. Unter die genannten 
Leitungen fallen Leitungen mit Nennspannungen bis 1.000 Volt (Wechselstrom) 
bzw. 1.500 Volt (Gleichstrom). Es handelt sich hier um ein schutzwürdiges Gebiet, 
welches Einfluss auf die Ortsansicht nimmt. Dachständer und Freileitungen wirken 
sehr störend, deshalb wurden diese untersagt. Im Interesse der Sicherheit und der 
Gestaltung sind die Versorgungsleitungen nicht über Dachständer, sondern als 
Erdkabel zu führen. Telekommunikationsleitungen sind von dieser Regelung nicht 
berührt. 

 

8. Planungsstatistik 

Gesamtfläche (Bruttobaufläche) ca. 1001 m2 100,0 %

Urbanes Gebiet (Nettobaufläche) ca. 780 m2 77,9 %

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung ca. 221 m2 22,1 %

Anzahl Wohnungen ca. 12

zugrunde gelegte Belegungsdichte / Wohnung ca. 2 EW/WE

voraussichtliche Zahl der Einwohner (EW) ca. 24 EW

Bruttowohndichte ca. 240 EW/ha

Nettowohndichte ca. 308 EW/ha  
  



Begründung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan der Stadt Giengen a. d. 
Brenz „Umbau Grabenschule“  Seite 10 

 

9. Belange des Umwelt- und Naturschutzes 

9.1 Erforderlichkeit der Erstellung eines Umweltberichtes 

Das BauGB definiert für die Zulässigkeit des beschleunigten Verfahrens ohne 
förmliche Umweltprüfung eine Schwelle von 20.000 m². Wie aus obiger 
Planungsstatistik ersichtlich, wird dieser Wert schon mit der Gesamtfläche des 
Geltungsbereichs deutlich unterschritten. Daher wird dieser Bebauungsplan nach 
den Bestimmungen des § 13a BauGB aufgestellt. 

Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b 
genannten Schutzgüter (Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und 
Europäische Vogelschutzgebiete) liegen nicht vor. Die Pflicht zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung wird ebenfalls nicht begründet. 

Eine Betroffenheit besonders oder streng geschützter Arten nach FFH-Richtlinie, 
Europäische Vogelschutzrichtlinie und BNatSchG ist nicht erkennbar. 

Die Erstellung eines förmlichen Umweltberichtes ist daher nicht erforderlich (vgl. § 
13a Abs. 2 Nr.1 i. V. m. § 13 Abs. 3 S. 1). 

9.2 Umweltbelange in der Abwägung 

Auch ohne Erstellung eines Umweltberichtes sind dennoch die Belange der 
Umwelt nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB bei der Aufstellung der Bauleitpläne zu 
berücksichtigen. 

Fläche und Boden, Wasser und Grundwasser 

Das Vorhaben führt nicht zum Verlust der Fläche für die Landwirtschaft. Es handelt 
sich um eine geringe Flächengröße mit einem leerstehenden Gebäude. Der Boden 
mit seinen Bodenfunktionen (Versickerungsfläche, Filter und Puffer für 
Schadstoffe, natürliche Bodenfruchtbarkeit und Standort für naturnahe Vegetation) 
ist damit bereits erheblich vorbelastet und in der Folge als geringwertig zu 
betrachten. Lediglich im Osten wird es durch die Erstellung einer Rampe und eines 
Aufzugs eine zusätzliche Bodenversiegelung geben. 

Der Geltungsbereich liegt vollständig in der weiteren Schutzzone (Zone III) des 
WSG „WF im Brenztal“, WSG-Nr. 135001. 

Auf die daraus resultierenden Auflagen wird hingewiesen. Die Bestimmungen der 
Schutzgebietsverordnung vom 14.12.1977 sind zu beachten. Einer Befreiung von 
Schutzgebietsbestimmungen bedarf es jedoch nicht. 

Das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (im Regierungspräsidium 
Freiburg) teilte bzgl. einer räumlich nahegelegen Planung mit: 

„Die Schutzfunktion der Grundwasserüberdeckung im Bereich oberflächennah 
auftretender Gesteine des Oberjuras kann durch Eingriffe in den Untergrund 
beeinträchtigt werden. Auf die Verkarstung der Oberjuragesteine, die einen 
raschen Eintrag von Oberflächenwasser und gegebenenfalls Schadstoffen in das 
Karstgrundwasser ermöglicht und mögliche hohe 
Grundwasserfließgeschwindigkeiten wird hingewiesen.“ 

Im Gebiet sind keine Oberflächengewässer vorhanden. Laut Hochwasserrisiko-
Karte (LUBW) ist im Geltungsbereich nicht mit Überschwemmungen zu rechnen. 
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Klima und Luft (auch im Hinblick auf Klimawandel und Anpassung) 

Eine erhebliche Beeinträchtigung der Luftqualität ist nicht erkennbar. Auf dem 
Areal finden keine Eingriffe statt, welche die Schutzgüter Klima und Luft 
beeinflussen. 

Landschaft, Landschaftsbild und Erholung 

Das Vorhaben findet im Innenbereich statt und ist bereits von Gebäuden umgeben. 
Zudem bleibt der bereits vorhandene Baubestand erhalten. Die Auswirkungen auf 
das Landschaftsbild können deshalb als sehr gering eingestuft werden bzw. sind 
nicht vorhanden. 

Erholungsflächen werden durch das Vorhaben ebenfalls nicht tangiert. 

Tiere/Pflanzen/Biologische Vielfalt/Arten/Biotope (inkl. Natura 2000 + besondere 
Arten) 

Das bestehende Gebäude wird nicht geändert. 

Bzgl. der Artenschutzbelange wird auf das beiliegende Artenschutzgutachten 
verwiesen: Fachbeitrag Artenschutz zur artenschutzrechtlichen Prüfung bezüglich 
der Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG für das Bebauungsplanverfahren 
„Grabenschule – Giengen a. d. Brenz“, Dr. Andreas Schuler, vom 07.06.2023. 

Das Gutachten kommt zum Ergebnis, dass bei Einhaltung der vorgeschlagenen 
Maßnahmen (diese sind im schriftlichen Teil des Bebauungsplans verbindlich 
festgesetzt) keine Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG nicht erfüllt werden. 
Eine Befreiung nach § 67 BNatSchG ist nicht erforderlich. 

Kultur- und Sachgüter 

Das Gebäude selbst, stellt ein Allgemeines Kulturdenkmal gem. § 2 DSchG dar: 

Auszug aus der Beschreibung: 

Objekt: Grabenschulhaus, Baujahr: 1864, PK-Nr.: 1267 

„Im ehemaligen Stadtgrabenbereich gelegenes Schulhaus, 1864/65 nach den 
Plänen des Giengener Stadtbaumeisters Carl Friedrich Rau erstellt. 

Bei dem dreigeschossigen, traufständigen Gebäude, das vorwiegend die 
Giengener Volksschule beherbergte und außerdem vier Lehrerwohnungen 
umfasste, handelt es sich um einen für die 2. Hälfte des 19. Jhs. charakteristischen 
Schulhaustypus: Kennzeichnend sind der achsialsymmetrische Aufbau von 
Grundrissstruktur und Fassadengliederung des eher schlicht gehaltenen 
Putzbaus. Die Mittelachse des langgestreckten Baukörpers wird durch ein nur 
gering vorstehendes Querhaus betont, das über den zum Kirchplatz höher 
gelegenen Haupteingang erschlossen, rückseitig das Treppenhaus aufweist. 
Gestalterische Elemente sind der umlaufende Überstand der Satteldachflächen 
mit profilierten Sparrenknöpfen, die auf die Giebelspitzen reduzierten 
Schwebedreiecke mit verziertem Abhängling sowie Rundöffnungen und 
dreiteiliges Fenstermotiv in den Dachgeschossen. 

Von der ehemaligen, in weiten Teilen erhaltenen Raumstruktur sind insbesondere 
die Schulsäle im Erdgeschoss sowie die Grundrisse der ehemaligen 
Lehrerwohnungen in den oberen Geschossen hervorzuheben. Gut überliefert ist 
auch die historistische Ausstattung: Neben Treppe, Geländer, Stuckeinfassungen, 
Holzlamberien, Kassettentüren und profilierten Rahmen sind die 
charakteristischen gußeisernen Stützen und Konsolen in den einstigen 
Unterrichtsräumen besonders bemerkenswert.  
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Die ehemalige Grabenschule, die in schulhaustypologischer, stadt- und 
stadtbaugeschichtlicher Hinsicht von wichtiger Bedeutung ist, ist Kulturdenkmal 
aus wissenschaftlichen und heimatgeschichtlichen Gründen; seine Erhaltung liegt 
insbesondere wegen seines dokumentarischen und exemplarischen Wertes im 
öffentlichen Interesse.“ 

Durch eine Umnutzung wird das derzeit brachliegende Gebäude wiederbelebt und 
kann somit erhalten werden. Das Landesamt für Denkmalpflege wurde im Zuge 
der Maßnahmenplanung miteinbezogen. 

Unmittelbar westlich (außerhalb des Geltungsbereichs) befindet sich ein Rest der 
mittelalterlichen Stadtmauer. Eine Beeinträchtigung wird nicht erwartet. Es handelt 
sich um Umbaumaßnahmen an einem bestehenden Gebäude, ein Anbau erfolgt 
nur östlich des Gebäudes. 

Bevölkerung und Gesundheit des Menschen, Art und Menge an Emissionen 
(Schadstoffen, Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme und Strahlung, 
Verursachung von Belästigung) 

Erhebliche umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine 
Gesundheit sind nicht erkennbar.  

Es sind auch keine erheblichen Emissionen zu befürchten. Die Erhaltung der 
bestmöglichen Luftqualität wird durch die Ausweisung des Gebiets nicht 
beeinträchtigt. 

Bzgl. Lärmimmissionen wird auf den beiliegenden Schallschutznachweis 
verwiesen: Schallschutznachweis für den vorhaben bezogenen Bebauungsplan 
„ehemalige Grabenschule“ in 89537 Giengen an der Brenz, von Loos & Partner, 
Stand 02.02.2024. 

Das Gutachten kommt zum Ergebnis, dass zur Sicherung der Schlafqualität 
Maßnahmen erforderlich sind. Diese  Maßnahmen sind im schriftlichen Teil des 
Bebauungsplans verbindlich festgesetzt. Die Fenster müssen zur Sicherung der 
Schlafqualität mit Lüftungselementen ausgestatten sein. 

Art und Menge der Abfälle (Beseitigung, Verwertung) 

Ein sachgerechter Umgang mit Abwässern ist durch die vorhandene Kanalisation 
sichergestellt. Das Gebiet ist in der Allgemeinen Kanalisationsplanung bereits 
berücksichtigt. 

Die Abfallentsorgung erfolgt kreisweit durch den Landkreis. 

Anfälligkeit für schwere Unfälle und Katastrophen 

Sogenannte Störfallbetriebe sind im Gebiet faktisch ausgeschlossen. Es befinden 
sich auch keine Störfallbetriebe in relevanter Nähe zum Geltungsbereich. 

Kumulative Wirkungen/Wechselwirkungen 

Erhebliche Wechselwirkungen, die zu einer Überschreitung der 
Erheblichkeitsschwelle führen können, wurden nicht erkannt; ebenso eine 
Kumulierung der nachteiligen Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter. 

9.3 Ökologischer Ausgleich 

Eingriffe gelten bei Einhaltung der 20.000 m²-Grenze, die aufgrund der Aufstellung 
des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB 
vor der planerischen Entscheidung als erfolgt oder zulässig.  

Damit besteht keine Verpflichtung zur Durchführung eines ökologischen 
Ausgleichs (vgl. § 13a Abs. 2 Nr. 4). 
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9.4 Artenschutz 

Es wird auf den beiliegenden „Fachbeitrag Artenschutz zur artenschutzrechtlichen 
Prüfung bezüglich der Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG für das 
Bebauungsplanverfahren „Grabenschule – Giengen a. d. Brenz“, Stand: 
07.06.2023, Verfasser: Dr. Andreas Schuler, Büro für Landschaftsplanung und 
Artenschutz verwiesen. 

Das Fazit des Gutachtens lautet: 

„Nach eingehender Prüfung sind die Verbotstatbestände unter Berücksichtigung 
der Vermeidungsmaßnahmen nach § 44 BNatSchG nicht erfüllt. Eine Befreiung 
nach § 67 BNatSchG ist nicht erforderlich.  

Das Projekt ist aus Sicht des speziellen Artenschutzes zulässig.“ 

9.5 Schallschutznachweis 

Siehe Schallgutachten. 

Es wird auf den beiliegenden „Schallschutznachweis für den vorhaben bezogenen 
Bebauungsplan „ehemalige Grabenschule“ in 89537 Giengen an der Brenz“ 
Gutachten Nr. 9/IV/21, Bearbeitungsstand 02.02.2024 sowie die zugehörigen 
Anlagen des Ingenieurbüros Loos & Partner verwiesen. 
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